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obliegt dem Mitglied des Rates des Kreises, Stadtrat 
bzw. dem Stadtbezirksrat für Arbeit.
(3) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnah­
men gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Be­
kämpfung von Ordnungswidrigkeiten - OWG - 
(GBl. 1 Nr. 3 S. 101).

§ 6
Diese Anordnung tritt am 1. Juni 1979 in Kraft.“

8 5
(1) Durch die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke 
und Gemeinden sind zur Unterstützung der Vorbe­
reitung und Durchführung der Wiedereingliederung 
der aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger in das 
gesellschaftliche Leben ehrenamtliche Mitarbeiter 
einzusetzen. Als ehrenamtliche Mitarbeiter sind 
staatsbewußte Bürger zu gewinnen, die über ent­
sprechende Lebenserfahrungen verfügen, das Ver­
trauen der Werktätigen besitzen und in der Lage 
sind, zur erfolgreichen Wiedereingliederung beizu­
tragen.
(2) Durch die Räte der Kreise, Städte und Stadtbe­
zirke sind entsprechend den Erfordernissen Ärzte, 
Psychologen, Pädagogen und andere Fachkräfte zur 
Beratung von Maßnahmen zur Wiedereingliederung 
heranzuziehen.
(3) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter sind zur Siche­
rung berechtigter Interessen der aus dem Strafvoll­
zug entlassenen Bürger über die ihnen in Ausübung 
dieser Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen zur 
Verschwiegenheit verpflichtet.

8 6
Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Ge­
meinden haben zur Vorbereitung und Durchführung 
der Wiedereingliederung der aus dem Strafvollzug 
entlassenen Bürger in das gesellschaftliche Leben 
mit der Staatsanwaltschaft, den Gerichten, der 
Deutschen Volkspolizei, den Strafvollzugseinrich­
tungen und Jugendhäusern, den Betrieben, Einrich­
tungen und Genossenschaften sowie mit den gesell­
schaftlichen Organisationen und den Ausschüssen 
der Nationalen Front der Deutschen Demokrati­
schen Republik eng zusammenzuarbeiten.

8 7
(1) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen so­
wie die Vorstände der Genossenschaften haben die 
Wiedereingliederung der aus dem Strafvollzug ent­
lassenen Bürger, die in ihrem Bereich künftig arbei­
ten werden, zu organisieren. Sie haben zu sichern, 
daß diese Bürger entsprechend den vorhandenen 
Möglichkeiten und ihrer fachlichen Qualifikation in 
den Arbeitsprozeß eingegliedert werden.
(2) Die Leiter der Betriebe und Einrichtungen so­
wie die Vorstände der Genossenschaften haben den

erforderlichen Erziehungseinfluß in den Arbeitskol­
lektiven und ein enges Zusammenwirken mit den an 
der Erziehung Beteiligten im Wohngebiet zu ge­
währleisten.

8 8
Die Räte der Kreise, Städte, Stadtbezirke und Ge­
meinden haben das Recht, bis zu einem Jahr nach 
der Entlassung bzw. bis zum Ablauf der gerichtlich 
angeordneten Maßnahmen zur Wiedereingliederung 
aus dem Strafvollzug entlassener Bürger in das ge­
sellschaftliche Leben gemäß §47 Strafgesetzbuch 
von anderen staatlichen Organen, den Betrieben, 
Einrichtungen und Genossenschaften Auskünfte 
über die erreichten Erziehungsergebnisse und über 
die weitere Entwicklung der aus dem Strafvollzug 
entlassenen Bürger einzuholen.

8 9
(1) Die Räte der Kreise sind für die Anleitung, 
Unterstützung und Kontrolle der Räte der Städte, 
Stadtbezirke und Gemeinden bei der Wiedereinglie­
derung der aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger 
in das gesellschaftliche Leben verantwortlich.
(2) Die Leiter der staatlichen und wirtschaftsleiten­
den Organe sind für die Anleitung und Kontrolle der 
ihnen unterstellten Betriebe und Einrichtungen so­
wie der Genossenschaften bei der Wiedereingliede­
rung aus dem Strafvollzug entlassener Bürger ver­
antwortlich.

§ 10
Die Räte der Kreise, Städte und Stadtbezirke haben 
regelmäßig die Vorbereitung und Durchführung der 
Wiedereingliederung einzuschätzen und sind be­
rechtigt, dazu von Betrieben, Einrichtungen und Ge­
nossenschaften Berichterstattungen zu verlangen.

§ 11
(1) Die Aufsicht der Staatsanwaltschaft gewährlei­
stet die Wahrung der Gesetzlichkeit bei der Vorbe­
reitung und Durchführung der Wiedereingliederung 
durch die zuständigen staatlichen Organe. Betriebe, 
Einrichtungen und Genossenschaften.
(2) Die vom Minister des Innern und Chef der Deut­
schen Volkspolizei zur Durchführung dieses Geset­
zes zu erlassenden Bestimmungen bedürfen der Ab­
stimmung mit dem Generalstaatsanwalt der Deut­
schen Demokratischen Republik.
(3) Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demo­
kratischen Republik kann dem Minister des Innern 
und Chef der Deutschen Volkspolizei Vorschläge 
zur wirkungsvollen Gestaltung der Wiedereingliede­
rung der aus dem Strafvollzug entlassenen Bürger in 
das gesellschaftliche Leben unterbreiten.

§ 12
Der Ministerrat sowie der Minister des Innern und
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